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ANTRAG GEM. § 123 VWGO

In dem Verwaltungsstreitverfahren

der  Marxistisch-Leninistischen  Partei  Deutschlands  (MLPD), vertreten  durch  die
Parteivorsitzende Gabi Fechtner, Schmalhorststraße 1 c, 45899 Gelsenkirchen

- Antragstellerin –

-

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Meister & Partner, 
Industriestraße 31, 45899 Gelsenkirchen 

g e g e n

das Land Nordrhein-Westfalen (Land NRW), vertreten durch das Ministerium für Inneres
und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen, Friedrichstraße 62-80, 40217 Düsseldorf

- Antragsgegner – 
-

wegen: Verfassungsschutzbericht 2019, Nennung der Antragstellerin 
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Namens und in Vollmacht der Antragstellerin wird beantragt,

das Land NRW im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, 

die  Verlautbarung auf  S.  167  „agiert  sie  auf  kommunaler  Ebene verdeckt“ im

Verfassungsschutzbericht  des  Landes  Nordrhein–Westfalen  2019  zu  entfernen

oder  unleserlich  zu  machen  und  die  Veröffentlichung  und  Verbreitung  des

Bericht zu unterlassen, solange die Entfernung oder Unleserlichmachung nicht

erfolgt ist. 

Zur Begründung wird ausgeführt:

1. Die Antragstellerin ist eine politische Partei im Sinne des Parteiengesetzes und beteiligte

sich an der Bundestagswahl am 24.09.2017 mit Landeslisten in allen Bundesländern sowie

zahlreichen Kreiswahlvorschlägen. Sie kandidiert zur Wahl zum 20. Deutschen Bundestag,

die im Herbst 2021 stattfinden soll und hat dazu bereits Landeslisten in allen Bundesländern

aufgestellt. Sie hatte sich auch an der Wahl zum 17. Landtag von Nordrhein-Westfalen am 14.

Mai  2017  beteiligt.  Laut  §  29 des  Statuts  der  MLPD  (im  Internet  abrufbar  unter

https://www.mlpd.de/statut ) wird sie gerichtlich durch die Parteivorsitzende vertreten.

Glaubhaftmachung: Statut der MLPD

In der „Roten Fahne“, der seit 1970 erscheinenden Zeitung der MLPD, stellt sich die MLPD

wie folgt vor:

„Die  MLPD steht  als  revolutionäre  Arbeiterpartei  in  Deutschland  für  den  echten

Sozialismus. Zusammen mit ihrem Jugendverband REBELL ist sie bisher in rund 500

Städten in allen Bundesländern Deutschlands aktiv. Über 70 Prozent ihrer Mitglieder

sind  Arbeiter  oder  einfache  Angestellte,  ihr  Frauenanteil  liegt  bei  43  Prozent.  In

offener,  kritisch-selbstkritischer  Atmosphäre,  über  demokratische  Wahlen  und

vielfältige Kontrollmöglichkeiten bestimmen die Mitglieder den Kurs der Partei. Ihr

wichtigstes  Arbeitsfeld  hat  die  MLPD in  den  Großbetrieben.  Dort  leistet  sie  eine

positive Gewerkschaftsarbeit und tritt für den Übergang in die Arbeiteroffensive ein.

Sie  fördert  und  organisiert  die  Kämpfe  für  die  Verbesserung  der  Arbeits-  und

Lebensverhältnisse als Schule des Klassenkampfs. Die MLPD fördert die kämpferische

Opposition und wirklich überparteiliche Selbstorganisationen. Ihre weltanschaulichen
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Grundlagen sind der Marxismus – Leninismus und die Mao-Zedung-Ideen. ... Um die

kapitalistische Ausbeutung und Unterdrückung abzuschaffen, um die drohende globale

Umweltkatastrophe zu verhindern, die Befreiung der Frau zu verwirklichen und der

Jugend  eine  Zukunft  zu  geben,  muss  die  Macht  des  allein  herrschenden

internationalen Finanzkapitals auf revolutionärem Weg überwunden werden.“ 

Glaubhaftmachung: Rote Fahne 16/2020, Seite 4

2.  In  dem vom  Antragsgegner  herausgegebenen  Verfassungsschutzbericht  2017  wird  die

Antragstellerin auf den Seiten 166 ff. in der Rubrik „Linksextremismus“ erwähnt. 

Die  Seiten  166  ff.  im  VS-Bericht  NRW  2019,  die  auf  die  Antragstellerin  bezogene

Verlautbarungen enthalten, sind aus der im Internet  verfügbaren „Fassung“ ausgedruckt und

in Kopie beigefügt. 

Glaubhaftmachung:  VS-Bericht  NRW  2019  (abrufbar  im  Internet  unter

https://polizei.nrw/sites/default/files/2020-06/VS_Bericht_NRW

_2019.pdf)

Auf Seite 167 des Berichtes findet sich die Unterstellung:

„Da sich  die  MLPD in  einer  fortdauernden  Verfolgungssituation  durch  den  Staat

wähnt,  agiert  sie  auf  kommunaler  Ebene  verdeckt.  Hier  unterstützt  die  Partei

Personenwahlbündnisse wie die Organisation alternativ,  unabhängig, fortschrittlich

(AUF), die zum Teil personell mit der MLPD verflochten sind.“

Bereits die Aufnahme der MLPD in den Verfassungsschutzbericht NRW sowie aller weiterer

Länderverfassungsschutzberichte  und  des  Bundesverfassungsschutzberichtes  des  Inlands-

geheimdienstes  „VS“ unter  dem Stichwort  „Linksextremismus“  zeigt,  dass  eine  staatliche

Verfolgung der linken, revolutionären und marxistisch-leninistischen Kräfte in Deutschland

keine „Wahnvorstellung“ der MLPD ist.

Konkret ist jedoch insbesondere die Verlautbarung, die MLPD agiere auf kommunaler Ebene

verdeckt  eine  grob  tatsachenwidrige  und  haltlose  Unterstellung,  für  die  es  keine

hinreichend gewichtige tatsächlichen Anhaltspunkte gibt. 

3



Im Anschluss  an  diese  Aussage  werden  die kommunalen  Personenwahlbündnisse  mit  der

Bezeichnung/Abkürzung  alternativ,  unabhängig,  fortschrittlich  (AUF)  im  Verfassungs-

schutzbericht  2019  tatsachenwidrig  als  mit  der  MLPD  verflochtene  Organisationen  und

struktureller Unterbau der MLPD bezeichnet. 

Es handelt sich bei diesen Wahlbündnissen um von der MLPD unabhängige Personenwahl-

bündnisse,  die  weder  strukturell,  noch  in  sonst  einer  Art  mit  der  MLPD  organisatorisch

verbunden sind. 

Die  Darstellungen  im  Verfassungsschutzbericht  bedeuten  einen  Missbrauch  staatlicher

Befugnisse seitens der Landesregierung und eine  massive Diskriminierung und im Vorfeld

der Kommunalwahlen NRW am 13.09.2020. Sie stellen eine direkte Wahlbehinderung und

antikommunistisch  motivierte  Wahlbeeinflussung  zum  Nachteil  demokratischer  über-

parteilicher Kräfte dar.

3. Der Verfassungsschutzbericht  des  Landes  NRW wurde  am 9.  Juni  2020 veröffentlicht.

NRW-Innenminister Herbert Reul hatte ihn am 9. Juni 2020 in einer Pressekonferenz auch

öffentlich vorgestellt.

Nach  §  15  Abs.  2  VSG  NRW  darf  die  Verfassungsschutzbehörde  Informationen,

insbesondere Verfassungsschutzberichte zum Zwecke der Aufklärung der Öffentlichkeit über

Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 VSG NRW veröffentlichen.

Die Aussage im Bericht, die MLPD würde auf „kommunaler Ebene verdeckt agieren“ ist eine

Tatsachenbehauptung.  Nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesverfassungsgerichtes  zur

Aufnahme von Organisationen  ist  dafür  erforderlich,  dass  tatsächliche  Anhaltspunkte  von

hinreichendem Gewicht bestehen (BVerfG, Beschl. v. 24.05.2015 – 1 BvR 1072/01, vgl. auch

OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 23.11.2011 – 1 B 111/10). Ein bloßer, nicht auf belegbare

Tatsachen  gestützter  Verdacht  ist  demgegenüber  nicht  ausreichend  (bayVGH,  Beschl.  v.

23.09.2010  -10  CE  10.1830).  Auch  das  OVG  Nordrhein–Westfalen  hat  in  diesem

Zusammenhang in seinem Urteil vom 7. August 2018 (Az. 5 A 1698/15) ausgeführt: 

„c) Das Tatbestandsmerkmal ‚Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte’ in § 3 Abs. 1 aE

VSG NRW ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, der in vollem Umfang der gerichtlichen

Kontrolle unterfällt. Bloße Mutmaßungen oder Hypothesen, dass Bestrebungen der in

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 - 4 VSG NRW genannten Art gegeben sein könnten, genügen nicht. ...

Die tatsächlichen Anhaltspunkte müssen allerdings hinreichend gewichtig sein.“

(Abrufbar im Internet unter: 

http://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2018/5_A_1698_15_Urteil_20180807.html)
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Die Antragstellerin agiert auf kommunaler Ebene nicht verdeckt.

Der Antragsgegner ist in keinem einzigen Fall in der Lage, anhand von Äußerungen oder

konkreten Tätigkeiten bzw. Aktivitäten der Antragstellerin Tatsachen – und damit tatsächliche

Anhaltspunkte  von  hinreichendem  Gewicht  -  vorzutragen,  die  diese  Behauptung  stützen

könnten. So fehlt es im VS-Bericht 2019 an jeglichem Sachvortrag oder gar Beleg, der diese

Behauptung rechtfertigen könnte. 

4. Die MLPD fördert auch programmatisch den Aufbau überparteilicher Selbstorganisationen.

Dazu heißt es in ihrem Programm: 

„Die MLPD arbeitet mit anderen Kräften auf der Grundlage des gemeinsamen Kampfs

zusammen.  Die  einzelnen  Beteiligten  behalten  dabei  ihre  selbstständige  Identität,  die

Freiheit der eigenständigen Agitation und Propaganda und arbeiten gleichberechtigt und

zum gegenseitigen Nutzen zusammen. Die MLPD unterscheidet zwischen

 Selbstorganisationen der Massen als dauerhafte Organisationsform des gemeinsamen
Kampfs  wie  Gewerkschaften,  Frauenorganisationen  usw.  Damit  diese  Selbst-
organisationen  die  breiten  Massen  umfassen  können,  müssen  sie  wirkliche  Über-
parteilichkeit,  breiteste  Demokratie  und  finanzielle  Unabhängigkeit  gewährleisten.
Außerdem haben sich folgende Prinzipien bewährt:

o Enge Verbundenheit mit der Arbeiterbewegung

o Sachliche und solidarische Streitkultur

o Internationale Solidarität

o Offenheit  für  die  Perspektive  einer  von  Ausbeutung  und  Unterdrückung
befreiten Gesellschaft

o Gleichberechtigte Mitarbeit der Marxisten-Leninisten“

Glaubhaftmachung: Kapitel J, 14. des Programms der MLPD, abrufbar im Internet  unter
https://www.mlpd.de/parteiprogramm

Dies bezieht  sich ausdrücklich auch auf die Kommunalpolitik,  wo seitens  der  MLPD der

Aufbau überparteilicher Personenwahlbündnisse gefördert wird.

Diese  überparteilichen  kommunalen  Wahlbündnisse  sind  für  alle  Einzelpersonen  aller

Weltanschauungen,  parteipolitischen  Bindungen,  Religionszugehörigkeiten  auf  anti-

faschistischer  Grundlage  offen,  was  ausdrücklich  auch  beinhaltet,  dass  Kommunisten

Mitglieder  werden,   in  den  Wahlbündnissen  mitarbeiten  und  für  die  Wahlbündnisse

kandidieren können. Dies ist allgemein und öffentlich bekannt und hieraus wird auch kein

Geheimnis gemacht. Auch seitens der MLPD selbst wird publiziert, wenn MLPD-Mitglieder

in  den  Wahlbündnissen  tätig  sind  oder  gar  für  diese  in  kommunale  Parlamente  gewählt

5



werden.

Dies  gilt  exemplarisch  für  Frau  Monika  Gärtner-Engel,  deren  Mitgliedschaft  im

Zentralkomitee  der  MLPD  allgemein  bekannt  war  und  ist  und  auch  vor  Gründung  des

Wahlbündnisses  AUF  Gelsenkirchen  allgemein  bekannt  war.  Diese  war  über  viele  Jahre

gewählte  Stadtverordnete  von  AUF  Gelsenkirchen  im  Stadtrat  von  Gelsenkirchen  und

kandidiert auch bei den kommenden Kommunalwahlen am 13.09.2020. In eine persönlichen

Vorstellung in einem Flyer heißt es so: „Rückgrat und Optimismus habe ich auch besonders

bei meiner Partei, der MLPD, gelernt.“

Glaubhaftmachung: Flyer  von  Monika  Gärtner  –  Engel  zur  Kandidatur  zu  den

Kommunalwahlen am 13.09. 2020 im Wahlkreis 323 Horst-Nord von Gelsenkirchen, sowie

auf Platz 3 der Reserveliste von AUF Gelsenkirchen

In der Roten Fahne 16/2020 wurde der Artikel  „Über die Bedeutung der überparteilichen

Zusammenarbeit in der Kommunalpolitik“ veröffentlicht, in dem es u.a. heißt: 

„Die MLPD ist  der  Meinung, dass auf  kommunaler  Ebene umso mehr konsequent

überparteilich  zusammengearbeitet  werden  muss,  da  hier  im  Kampf  um  die

Alltagsfragen ganz besonders trennende parteipolitische Grenzen überwunden werden

müssen. Am 12. September 2019 wurde anlässlich des Generationswechsels bei AUF

im Stadtrat in Gelsenkirchen die Tätigkeit von Monika Gärtner-Engel für 20 Jahre

Tätigkeit als Stadtverordnete im Rat der Stadt Gelsenkirchen gewürdigt. Stefan Engel,

selbst 11,5 Jahre profilierter Vertreter von AUF im Wirtschaftsförderungsausschuss,

führte dabei unter anderem aus: 

Die Idee von einem personenbezogenen Bündnis entstand vor 21 Jahren. Es gab viele

linke kommunalpolitische Bündnisse mit  verschiedenen Organisationen, die mal an

irgendeinem Punkt scheiterten oder sich auflösten. …

Dieses  neue  personenbezogene  Bündnis  musste  wirklich  überparteilich  sein,

weltanschaulich  offen,  die  breiteste  Demokratie  entfalten  und  eine  finanzielle

Unabhängigkeit garantieren. Monika war für die Spitzenkandidatur für diese Art von

Kommunalpolitik die ideale Besetzung. Das zeigte sich schon bei der Entstehung von

AUF  Gelsenkirchen,  indem  sie  die  unterschiedlichsten  politischen  Lebensläufe  zu

einer  Einheit  zusammenfügte  und  stets  gleichberechtigt  und  respektvoll  mit  allen

zusammenarbeitete. Sie hatte sich vorher bereits für die wirkliche Überparteilichkeit
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in  den  Selbstorganisationen  der  Massen,  in  der  Gewerkschaftsarbeit,  in  der

Frauenarbeit stark gemacht. …

Auch wenn die Mitglieder  der  MLPD einen  wichtigen Teil  dieses  Wahlbündnisses

ausmachten, so fühlten sich dennoch ehemalige Sozialdemokraten, CDU-Mitglieder,

Mitglieder der Grünen, der Linkspartei  oder auch Parteilose in dem zeitweise 300

Mitglieder umfassenden AUF Gelsenkirchen gut aufgehoben und repräsentiert. Mit

ihnen allen arbeitete Monika immer auf Augenhöhe, ohne Vorbehalt, zusammen und

versuchte  nie,  knifflige  Fragen  einfach  durch  Mehrheitsentscheidungen

herbeizuführen, sondern sachlich und überzeugend auszutragen.

Die  WAZ  versah  AUF  Gelsenkirchen  jahrelang  in  ihren  raren  Artikeln  mit  dem

Zusatz,  dass  AUF Gelsenkirchen  quasi  eine  Tarnorganisation  der  MLPD sei.  Gut

abgeschrieben  vom  Verfassungsschutz.  Diese  unsinnige  Behauptung  wird  auch

dadurch  nicht  wahrer,  wenn  sie  seit  20  Jahren  gebetsmühlenartig  vom

Verfassungsschutz  oder  der  WAZ  wiederholt  wird.  Sie  haben  das  Prinzip  der

Überparteilichkeit nie wirklich begriffen, wollten das wohl auch nicht. Diese wirkliche

Überparteilichkeit  war  eine  Schlussfolgerung  aus  dem  Faschismus.  Vor  dem

Faschismus  gab  es  zum  Beispiel  verschiedene  Gewerkschaften,  gelbe,  rote

Gewerkschaft,  sozialdemokratische  Gewerkschaft  –  es  wurde  dann  eine

überparteiliche Einheitsgewerkschaft. Warum sollen die Arbeiter sich parteipolitisch

spalten, wenn sie eine Gewerkschaft gründen, wenn sie einen Frauenverband gründen

oder andere Selbstorganisationen. Das war der Grundgedanke bei der Gründung von

AUF  und  darauf  lassen  die  Mitglieder  auch  nichts  kommen!  Überparteilichkeit

bedeutet  auch, dass es keinerlei  Ausgrenzung etwa von Sozialdemokraten,  Grünen,

Parteilosen oder Marxisten-Leninisten gibt.“ 

Glaubhaftmachung:  Rede von Stefan Engel zum Ausscheiden von Monika Gärtner-Engel
nach  20  Jahren  Ratsarbeit  vom  12.  September  2019;  abrufbar  im  Internet  unter
https://www.mlpd.de/theoretisches-organ-revolutionaerer-weg/briefwechsel-und-dokumente/
wuerdigung-von-monika-gaertner-engel-fuer-20-jahre-taetigkeit-als-stadtverordnete-im-rat-
der-stadt-gelsenkirchen  Abrufbar  auf  der  Homepage  www.revolutionaererweg.de  unter
„Weitere Briefwechsel und Dokumente“ 

Die MLPD macht kein Geheimnis aus ihrer Mitarbeit in diesen Personenwahlbündnissen.

Auch gibt es in den verschiedensten Bereichen – so bei antifaschistischen Aktivitäten, der

Umweltpolitik  oder  im  sozialen  Bereich  –  auch  eine  konkrete  gleichberechtigte

Zusammenarbeit  seitens  der  MLPD  mit  diesen  Personenwahlbündnissen,  aber
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selbstverständlich auch weiteren Organisationen. 

Daraus  kann unter  keinem Gesichtspunkt der  Schluss  gezogen werden,  die MLPD würde

versteckt agieren oder gar diese Wahlbündnisse als „strukturellen Unterbau“ missbrauchen.

Das  ist  auch  eine  antikommunistisch  motivierte  Diffamierung  der  Mitglieder  dieser

Personenwahlbündnisse.  MLPD und die Wahlbündnisse sind unabhängig voneinander und

keine Teile eines übergeordneten Ganzen, die voneinander abhängig sind.

5.) Die  Personenwahlbündnisse  nehmen  sich  entsprechend  ihrer  Programmatik  und  ihren

organisatorischen  Grundsätzen  die  Freiheit,  selbst  zu  entscheiden,  mit  wem  sie

zusammenarbeiten und mit wem nicht. Sie haben demnach aber auch nie ein Hehl daraus

gemacht, dass sie auch mit Menschen, Organisationen oder Parteien zusammenarbeiten, die

sozialistische Vorstellungen von der Zukunft der Gesellschaft haben wie die MLPD. 

Dies kann jederzeit den öffentlich zugänglichen Erklärungen der Wahlbündnisse, aber auch

den Kandidatenlisten entnommen werden.

Dazu  braucht  es  keiner  Bespitzelung  und  der  Berichte  des  Antragsgegners  bzw.  seiner

Inlands-Geheimdienstabteilung,  deren  katastrophale  Fehleinschätzungen  beispielsweise  im

Bereich des faschistisch motivierten Terrors – so seitens der NSU - hinlänglich bekannt sind. 

Ziel der diffamierenden Behauptung des „verdeckten Agierens“ ist es, nicht nur die Antrag-

stellerin als sog. „konspirative Organisation“ zu kriminalisieren, sondern auch die Personen-

wahlbündnisse mit dem Damoklesschwert des „Verdachts der Verfassungsfeindlichkeit“ dazu

zu zwingen, ihre tatsächliche Überparteilichkeit aufzugeben, sich einer antikommunistischen

(Selbst-) Zensur zu unterwerfen und eine Zusammenarbeit  in kommunalpolitischen Fragen

mit  Parteien  und  Organisationen  mit  sozialistischer  Zielsetzung  wie  der  Antragstellerin

aufzugeben.

Die  Antragstellerin  hat  als  eine  wesentliche  Schlussfolgerung  aus  der  Restauration  des

Sozialismus  in  allen  ehemals  sozialistischen  Ländern  gezogen,  dass  überparteiliche

Organisationen unverzichtbare Elemente eines breiten gesellschaftlichen Engagements sind –

auch im sozialistischen Aufbau. 

Die kommunalpolitischen Wahlbündnisse haben jeweils in den letzten 20 Jahren in NRW und

konkret in den jeweiligen Städten wichtige Beiträge in der Kommunalpolitik geleistet und

leisten sie bis heute. Daran haben auch Mitglieder der MLPD in diesen Wahlbündnissen einen

gewichtigen Anteil.

Die  MLPD  wird  im  Bericht  als  „verdeckt  agierende  Organisation“ diffamiert  und  die

Wahlbündnisse  als  anerkannte  Institutionen  einer  alternativen,  unabhängigen  und
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fortschrittlichen Kommunalpolitik  diskreditiert,  weil  sie  sich nicht  der  „Staatsdoktrin“  der

antikommunistischen Ausgrenzung von Menschen und Organisationen unterwerfen. 

5.)  Die  Antragstellerin  ist   entsprechend  §  42  Abs.  2  der  Verwaltungsgerichtsordnung

(VwGO) antragsbefugt.  Sie kann als  inländische juristische Personen (Art.  19 Abs. 3 des

Grundgesetzes – GG -) geltend machen, durch die Verlautbarungen im Bericht in ihrem durch

das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art 1 Abs. 1 GG) gewährleisteten

sozialen Achtungsanspruch, ihrem Grundrecht auf freie Meinungsäußerung (Art 5 Abs. 1

Satz  1  GG),  ihrem  Grundrecht  auf  Vereinigungsfreiheit (Art.  9  GG)  und  ihren

Parteienrechten verletzt  zu  sein  und einen  Anspruch  auf  Widerruf  dieser  rechtswidrigen

Äußerungen zu haben. Nach Art. 4 der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen sind die

im  Grundgesetz  für  die  Bundesrepublik  Deutschland  in  der  Fassung  vom  23.  Mai  1949

festgelegten Grundrechte und staatsbürgerlichen Rechte Bestandteil der Verfassung für das

Land NRW und unmittelbar geltendes Landesrecht.

Diese Rechte umfassen auch den Schutz vor staatlichen Äußerungen, die geeignet sind, sich

abträglich  und  negativ  auf  das  Bild  der  betroffenen  Person  bzw.  hier  MLPD  in  der

Öffentlichkeit auszuwirken (vgl. VGH München, Beschluss vom 23.09.2010; 10 CE 10.1830

m. w. N.).

Zu  diesen  grundrechtlich  geschützten  Rechtspositionen  zählen  insbesondere  auch  das

Verfügungsrecht und das Selbstbestimmungsrecht  über die eigene Außendarstellung sowie

der Schutz des sozialen Geltungsanspruchs, der sog. „äußeren Ehre“ als des Ansehens in den

Augen anderer.

„Unmittelbarer  Ausfluss  dieses  verfassungsrechtlichen  Schutzanspruchs  gegenüber

(unzulässigen)  Grundrechtseingriffen  durch  eine  Veröffentlichung  im  Verfassungs-

schutzbericht ist ein entsprechender Unterlassungs- bzw. Löschungsanspruch“ VGH

München a.a.O.)    

Dieser Anspruch ist vorliegend gegeben.

6.) Nach  §  123  Abs.  1  Satz  2  VwGO  kann  das  Gericht  auf  Antrag  eine  einstweilige

Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch

eine  Veränderung  des  bestehenden  Zustandes  die  Verwirklichung  eines  Rechts  der

Antragsteller vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. Einstweilige Anordnungen

sind nach § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO auch zur Regelung eines vorläufigen Zustandes in

Bezug  auf  ein  streitiges  Rechtsverhältnis  zulässig,  wenn  diese  Regelung,  vor  allem  bei

dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt

zu  verhindern  oder  aus  anderen  Gründen  nötig  erscheint.  Dem  Wesen  und  Zweck  der
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einstweiligen  Anordnung  entsprechend  kann  das  Gericht  nach  §  123  Abs.  1  VwGO

grundsätzlich nur vorläufige Regelungen treffen  und Antragstellern nicht  schon in vollem

Umfang dasjenige gewähren, was sie nur in einem Hauptsacheverfahren erreichen könnten.

Dieses Verbot der Vorwegnahme der Hauptsache gilt allerdings im Hinblick auf Art. 19 Abs.

4 GG dann nicht, wenn die gerichtliche Regelung zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes

schlechterdings notwendig ist, weil die Antragsteller sonst Nachteile zu erwarten hätten, die

für sie unzumutbar wären, und das Begehren in der Hauptsache schon aufgrund summarischer

Prüfung der Erfolgsaussichten bei Anlegung eines strengen Maßstabs erkennbar Erfolg haben

muss. (vgl. Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluss vom 25. Oktober 1988 – 2 BvR

745/88; Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Beschluss vom 13. August 1999 – 2 VR 1.99)

Dies ist hier der Fall.

Grundlage des von der Antragstellerin geltend gemachten Widerrufsanspruchs ist der allge-

meine öffentlich-rechtliche Folgenbeseitigungsanspruch. Dieser Folgenbeseitigungsanspruch

entsteht,  wenn  durch  einen  hoheitlichen  Eingriff  in  ein  subjektives  Recht  ein  noch

andauernder rechtswidriger  Zustand geschaffen  worden ist.  Ein solcher  Anspruch ist  auch

dann  gegeben,  wenn  die  rechtswidrige  behördliche  Maßnahme  nicht  auf  einem

Verwaltungsakt, sondern – wie hier – auf schlichtem Verwaltungshandeln beruht. Ein solch

rechtswidriger Zustand ist hier die Veröffentlichung des Berichtes, in dem die Antragstellerin

als „verdeckt agierende Organisation auf kommunaler Ebene“ dargestellt wird. 

Über den Verfassungsschutzbericht wird im Übrigen in den Medien regelmäßig berichtet und

in der Öffentlichkeit diskutiert, so dass ihm eine breite Außenwirkung zukommt. Dies hat zur

Folge,  dass  bei  einer  Erwähnung  im  Verfassungsschutzbericht,  insbesondere  auch  einer

Bezeichnung als  „verdeckt agierende Organisation“, (potentielle) Kooperationspartner von

einer  Zusammenarbeit  abgeschreckt  werden  und  es  der  Antragstellerin  erschwert  wird,

geschäftliche, kulturelle,  soziale oder sonstige Beziehungen mit Anderen einzugehen. Eine

derartige Erwähnung im Verfassungsschutzbericht ist damit mit einer eindeutigen negativen

Stigmatisierung  in  der  Öffentlichkeit  verbunden  (vgl.  OVG  Berlin-Brandenburg,  U.  v.

06.04.2006 – OVG 3 B 3.99). 

Der  Anordnungsanspruch  ergibt  sich  aus  der  Tatsache,  dass  es  der  Antragstellerin  nicht

zuzumuten ist, dass die Behauptungen des Antragsgegners weiter für jedermann zugänglich

im  Internet  oder  als  Broschüre  publiziert  und  damit  Grundrechte  der  Antragstellerin  in

erheblichem  Umfang  verletzt  werden,  indem  sie  zu  Unrecht  dem  Verdacht  verfassungs-

feindlicher Bestrebungen ausgesetzt werden. 

Hierdurch wird ohne Zweifel in das allgemeine Persönlichkeitsrecht und die Parteienrechte

der Antragstellerin sowie ihre Grundrechte auf freie Meinungsäußerung und Vereinigungs-
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freiheit eingegriffen. 

7.) Die Antragstellerin hat  auch einen Anordnungsgrund im Sinne von § 123 Abs. 3 VwGO i.

V. m. § 920 Abs. 2 ZPO glaubhaft gemacht. Es ist ihr unter Berücksichtigung ihrer Interessen

nicht zumutbar, eine Hauptsacheentscheidung abzuwarten. Eine einstweilige Anordnung ist

mit  Blick  auf Art.  19 Abs.  4  GG erforderlich,  um wesentliche  Nachteile  für  die  Antrag-

stellerin  abzuwenden.  Ein Zuwarten  bis  zum rechtskräftigen  Abschluss  eines  Hauptsache-

verfahrens würde die zu sichernden Rechte der Antragsteller jedenfalls zumindest teilweise

irreversibel  vereiteln.  Denn  ohne  die  Inanspruchnahme  vorbeugenden  Rechtsschutzes

bestünde  die  Gefahr,  dass  vollendete,  nicht  mehr  rückgängig  zu  machende  Tatsachen

geschaffen würden bzw. ein nicht mehr wiedergutzumachender Schaden entstünde, auch im

Hinblick auf die Wahlen und deren Ergebnis selbst. 

Es  ist  in  diesem  Zusammenhang  im  Übrigen  zugleich  bezeichnend,  dass  der

Verfassungsschutzbericht  2019 die  ultrareaktionäre,  faschistoide  AfD als  Organisation  im

Kapitel „Rechtsextremismus“ nicht aufführt. 

8.) Das vom Antragsgegner verbreitete Bild, die Antragstellerin würde „verdeckt agieren“ ist

nicht nur falsch, sondern stellt einen massiven Eingriff in grundlegende verfassungsrechtlich

geschützte Rechte der Antragstellerin  dar,  insbesondere ihres  allgemeinen Persönlichkeits-

rechts.      

Wie  bereits  ausgeführt,  kann  der  Antragstellerin  von daher  nicht  zugemutet  werden,  den

Ausgang eines Hauptsacheverfahrens abzuwarten, für das entsprechend den Erfahrungen in

vergleichbaren Fällen ca. drei Jahre anzusetzen wären. Dem Interesse der Antragstellerin ist

daher  Vorrang einzuräumen gegenüber  einem evtl.  Interesse  des  Antragsgegners  an der  -

vorläufigen – Weiterverbreitung seiner ohne Tatsachengrundlage aufgestellten Behauptungen

bezüglich  der  Antragstellerin.  Die  Weiterverbreitung  von  Behauptungen  und  Hypothesen

ohne  realen  Hintergrund  ist  im  Übrigen  nicht  durch  die  Zielsetzung  des  VSG  NRW

hinsichtlich einer Aufklärung der Öffentlichkeit über Bestrebungen i. S. v § 3 Abs. 1 VSG

NRW geschützt.      

Es wird weiter beantragt,

die  Verfahrensakte  des  Antragsgegners  beizuziehen  sowie  dem  Unterzeichner

Akteneinsicht und Gelegenheit zur Stellungnahme zu gewähren. 

Um  Übersendung  der  Verwaltungsakten  in  die  Kanzlei  des  Unterzeichners  wird  höflich
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gebeten; unverzügliche Rückgabe wird anwaltlich versichert. 

Schließlich wird beantragt, 

eine  Stellungnahme  des  Antragsgegners  zur  Antragsschrift  vor  einer

Entscheidung  des  Gerichts  dem  Unterzeichner  zur  Kenntnis-  und  ggfls.

kurzfristigen Stellungnahme zuzuleiten.

Meister, Rechtsanwalt 
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